
VI ZR 188/6Q

Verkündet 2203 072
am 11. April 1961 
Kriegl, Justizobersekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s
In dem Rechtsstreit

e.V • >), vertreten durch1. der Schwesternschaft St. B<
über De{

ihren Vorstand,
2. des Paters Cyprian OSB, Mutterhaus St.

H t f B B H f e P - K f l H B l  über B e M H V  (Li(BP),
Beklagten, Berufungskläger, Anschlußberufungs­
kläger und Revisionskläger,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br.
g e g e n

das 
der W< r, vertreten durch den Kurator 

l-tfniversität in Mül
Kläger, Berufungsbeklagten, Anschlußberufungs­
kläger und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

hat der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 11. April 1961 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Br. Engels sowie der Bundesrichter 
Br. Kleinewefers, Br. Bode, Heinrich Meyer und Br. Pfretzschner #

für Recht erkannt:

Auf die Revision, der Beklagten wird das Urteil des
3. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Hamm (Westf.) 
vom 14. Juli I960 aufgehoben.

Bie Sache wird zur anderweiten Verhandlung und Ent­
scheidung, auch über die Kosten der Revisionsinstanz, an 
das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts>wegen
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Tatbestand;

Der Zweitbeklagte, der einen Personenkraftwagen der 
Erstbeklagten lenkte, und der Augenarzt Dr. auf sei­
nem Leichtmotorrad sind am 23- April 1953 auf einer Straßen­
kreuzung in M ü O | ^  zusammengestoßen, weil der Zv/eitbeklagte 
die Vorfahrtregelung nicht beachtet hat, Dr. der da­
mals als wissenschaftlicher Assistent an der Universitäts- 
Augenklinik in Diensten des klagenden L m M  stand,
trug vor allem eine linksseitige Hirnrindenprellung unter 
Sternbruch des Schläfenbeines sowie eine HalswirbelStauchung 
davon. Die Verletzungen haben Störungen des rechtsseitigen 
GefUhlssinnes und des zentralen Gleichgewichtsorgans sowie 
bestimmte Migränebeschwerden ausgelöst. Der Kurator der Uni­
versität MüflBP hat Dr. Dfl|^ mit Ablauf des Monats Okto­
ber 1954 unter Gewährung eines Unfallruhegehalts in den Ruhe­
stand versetzt. Zum 1. Januar 1956 hat sich Dr. D f l a l s  
Facharzt niedergelassen. Er hat ein rechtskräftiges Urteil 
des Landgerichts in Münster (Westf.) vom 21. Oktober 1955 
- 4 0  233/54 - gegen die Beklagten erstritten, wonach diese 
- die Erstbeklagte beschrankt auf den Rahmen des Straßenver- 
kehrsgesetzes - unter anderem verpflichtet sind, ihm deri 
künftigen Unfallschäden zu ersetzen, soweit kein gesetzli­
cher Forderungeübergang auf das jetzt klagende eintritt.

Die letzteren Ansprüche sind Gegenstand des vorliegen­
den Rechtsstreits. Das klagende 1 4 ^  hat zunächst einen Teil­
betrag von 2.001,—  DM als Ersatz für gewährtes Ruhegehalt 
begehrt. Nachdem das Landgericht der Klage stattgegeben hat­
te, haben die Beklagten ihren Abweisungsantrag im Berufungs­
rechtszug weiterverfolgt und widerklagend um die Feststellung 
gebeten, daß dem klagenden L ^ ^  seit dem 1, November 1954,

»
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hilfsweise dem 1. November 1955 oder äußerstens 1956* kei­
nerlei Ansprüche aus dem Unfall zustehen. Las Oberlandes­
gericht hat die Berufung als unbegründet zurück- und die 
Widerklage als nicht zulässig abgewiesen. Im letzteren 
Umfang ist die Entscheidung auf die - im übrigen zurückge­
wiesene - Revision der Beklagten durch Urteil des Senats 
vom 11. November 1958 - VI ZR 227/57 - aufgehoben und die 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an das 
Berufungsgericht zurückverwiesen worden.

Die Beklagten haben nunmehr Verjährung aller über 
2.001,—  DM hinausgehenden Ansprüche eingewandt. Nach er­
gebnislosen Vergleichsverhandlungen hat das klagende LtfP 
Anschlußberufung eingelegt und außer der Zahlung von 
28.786,60 DM die Feststellung begehrt, daß ihm seine Ver­
sorgungsleistungen aus Anlaß des Unfalles vom 1. Januar 
1958 ab von den Beklagten als Gesamtschuldnern zu ersetzen 
seien, soweit die Ansprüche des Dr. Diener aus unfallbe­
dingter Einkommensminderung nach § 175 DBG NRW auf das L ^ ^  
Übergehen. Die Beklagten haben daraufhin ihre V/iderklage 
für erledigt erklärt und Zurückweisung der Anschlußberufung 
beantragt. Sie haben die Behauptungen des klagenden I f l K  
bestritten, Dr. DflM* sei weiterhin durch den Unfall in 
seiner Erwerbsfähigkeit beeinträchtigt* und erziele deshalb 
ein geringeres Einkommen, als er es ohne den Unfall entweder 
in der Laufbahn des Hochschullehrers oder als frei praktizie­
render Facharzt haben würde. Sie haben ausgeführt, beides 
dürfe nicht zum Vergleich herangezogen werden. Die Laufbahn 
eines Hochschullehrers habe Dr. DflBP nicht offengestanden; 
vielmehr würde das klagende L ^ ^  ihn ohne den Unfall am 31 • 
Mai 1954 durch Widerruf aus dem Diaist entlassen haben. Die 
Verlängerung des Beamtenverhältnisses über diesen Zeitpunkt 
hinaus und die spätere Versetzung in den Ruhestand seien 
widerrechtlich erfolgt und dürften deshalb nicht zum Nachteil
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der Beklagten geltend gemacht werden. Der-Vergleich mit 
den Einkünften eines frei praktizierenden Facharztes an­
dererseits stelle die Einführung eines neuen Anspruchs 
in den Rechtsstreit dar, die mit der Anschlußberufung 
hätte erfolgen müssen und anders unzulässig sei,

Ras Oberlandesgericht hat dem in der Anschlußberu­
fung enthaltenen Feststellungsantrag durch Teilurteil 
stattgegeben. Hiergegen richtet sich die Revision der 
Beklagten, um deren Zurückweisung das klagende Land 
bittet.

Entscheidungsgründe:

X ©

Ras Berufungsgericht hat dem Feststellungsantrag des 
klagenden Landes aus folgenden Gründen stattgegeben:

Die den Antrag enthaltende Anschlußberufung sei in 
der rechten Form eingereicht und zugestellt worden. Sie 
habe keiner ausführlichen Begründung bedurft, weil sie 
dieselben Ansprüche und Streitpunkte betreffe, die bis­
her Gegenstand der negativen Feststellungsklage der Be­
klagten gewesen und dort ausführlich erörtert v/orden sei­
en. Ras gelte insbesondere von dem Vortrag, Rr. R(BB^ 
würde auch dann, wenn man seine Tätigkeit als frei prakti­
zierender Arzt zugrunde lege, eine unfallhedingte Einkom- 
mensminderung erlitten haben. Hierin liege eine bloße 
Hilfsbegründung für die Ansprüche des klagenden 
die schon vor Einlegung der Anschlußberufung, nämlich mit 
Schriftsatz vom 25. März 1959 in den Rechtsstreit einge­
führt worden sei.

»
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Das Peststellungsinteresse sei zu bejahen. Eine Lei­
stungsklage sei ursprünglich wegen fehlender Berechnungs­
grundlagen nicht möglich gewesen, eine teilweise Umstel­
lung im Laufe des Prozesses von dem klagenden Lfl9 nicht 
zu fordern.

Der Anspruch sei auch begründet« Obwohl das Beamten­
verhältnis ohne den Unfall zum 31« Mai 1954 durch Wider­
ruf beendet worden wäre, sei die Versetzung Dr. Dieners 
in den Ruhestand rechtmäßig erfolgt; sie habe im Hinblick 
auf den erlittenen Dienstunfall der Treue- und Fürsorge­
pflicht des Dienstherrn entsprochen. Die Beklagten seien 
Dr. Di^|p gegenüber zum Ersatz des UnfallSchadens nach 
§§ 823 > 840 BGB als Gesamtschuldner verpflichtet; und 
zwar die Erstbeklagte in Verbindung mit § 831 oder § 31 
BGB, weil sie den Zweitbeklagten bei der Unfallfahrt für 
sich habe tätig werden lassen. Damit sei die Grundlage 
für einen Forderungsübergang nach § 175 LBG NRW gegeben.

Übergangsfähige Ansprüche seien für die Zukunft stets 
und mit Sicherheit zu erwarten. Ohne den Unfall hätte 
Dr. D flBP alsbald nach seiner Entlassung aus dem Landes­
dienst eine Praxis als Augenarzt eröffnet, demnächst seine 
Zulassung zu den Krankenkassen erwirkt und dann'im Laufe 
der Jahre ein Belegkrankenhaus mit der Gelegenheit zu 
größeren Augenoperationen gefunden. Solche mit höheren 
Einnahmen verbundenen Operationen könne Dr. D ( B H ^  wegen 
unfallbedingter Gefühlsstörungen in der rechten Hand noch 
immer nicht .ausführen; damit stehe die Erwerbsminderung 
und folglich der Übergang von Ersatzansprüchen auf das 
klagende IflBfest.

Diesen gegenüber könnten die Beklagten nicht mit Er­
folg die Einrede der Verjährung erheben. Zwar sei die Ver­
jährungsfrist unzweifelhaft abgelaufen, gleichviel ob die



Kenntnis Br, oder des Kurators der Universität
von der Person des Ersatzpflichtigen als maßgeblich für 
ihren Beginn anzusehen sei. Eine Unterbrechung hinsicht­
lich der in Rede stehenden Ansprüche sei auch weder durch 
Anerkenntnis, noch durch die erhobene Teilklage, noch 
durch die negative Feststellungswiderklage bewirkt worden.
Bas klagende habe jedoch aus dem Verhalten der Beklag­
ten schließen dürfen, daß diese sich nicht ohne Vorankündi­
gung auf den Eintritt der Verjährung berufen würden. Bas 
ergebe sich noch nicht aus der mitgeteilten Korrespondenz 
und auch nicht aus der Erklärung der Beklagten, die Verjäh­
rungseinrede gegenüber der Teilklage nicht aufrecht erhalten 
zu wollen. Y/ohl aber sei das klagende von der Geltend­
machung weiterer Ansprüche dadurch abgehalten worden, daß 
der gesamte Streitstoff von den Beklagten mit der Widerkla­
ge in den Rechtsstreit eingeführt worden sei, und zwar, wie 
sich aus der Rechtsverteidigung ohne jeden Hinweis auf die 
Verjährung ergebe, allein mit dem Ziel der Klärung und Ent­
scheidung nach der sachlichen Rechtslage. Y/enn die Beklag­
ten nachträglich und unvermittelt hiervon abgin^en, setzten 
sie sich in Widerspruch zu ihrem bisherigen Verhalten. Bas 
sei rechtsmißbräuchlich. Allerdings sei das klagende 
gehalten gewesen, die Erhebung der - zunächst wirkungslosen - 
Verjährungseinrede im Schriftsatz vom 7. Juli 1959 als der 
ren Ankündigung zu beachten und nunmehr die gefährdeten 
Ansprüche innerhalb kurzer Frist zum Gegenstand einer posi­
tiven Klage zu machen. Bas sei mit der Anschlußberufung 
rechtzeitig geschehen; denn die Zeit schwebender Vergleichs­
verhandlungen vom 9. Juli bis 1. Oktober 1959 sei in diese- 
Frist nicht einzurechnen.

II.

Bie Revision rügt: Bie Versetzung Br. B f l H ^  in den
Ruhestand sei entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts

*
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grob rechts- und ordnungswidrig erfolgt, so daß Ansprüche 
gegen die Beklagten aus ihr nicht hergeleitet werden könn­
ten. Ferner sei es ein neuer, als verspätet zurückzuweisen­
der Tatsöchenvortrag, wenn das klagende 1 ^ 9  jetzt seiner 
Forderung eine Tätigkeit Br. als frei praktizieren­
der Facharzt - statt bisher als angehender Hochschullehrer - 
zugrunde legen wolle. Zudem sei Br. B f l H M  auch als Augen­
arzt Uber den 1. Januar 1958 hinaus nicht mehr in seiner 
Erwerbsfähigkeit beschränkt. Bie Unfallfolgen seien abge­
klungen, die gegenteilige Überzeugung des Berufungsgerichts 
beruhe auf unzureichender Grundlage. Äußerstens hätte die be­
kämpfte Feststellung noch für einen begrenzten Zeitraum 
ausgesprochen werden dürfen. Br. BflÜK erleide tatsäch­
lich keine Einbußen in seinem Einkommen. Bie Annahme des 
Berufungsgerichts, Br. BSMfc könnte ohne . den Unfall größe­
re Operationen in einem Belegkrankenhaus ausführen und da­
durch seine Honorare vermehren, sei irrig und Ubergehe 
mehrfache Beweiserbieten der Beklagten. In jedem Falle 
greife die Verjährungseinrede der Beklagten durch; sie 
sei entgegen der Meinung des Berufungsgerichts nicht rechts­
mißbräuchlich.

Bie *ügen sind teilweise begründet.

Bie Revision vermag allerdings nicht mit dem erneuten 
Vortrag durchzudringen, das klagende habe Br.
widerrechtlich in den Ruhestand versetzt und könne aus die­
sem schlechthin ordnungswidrigen Verwaltungsakt keine An­
sprüche gegen die Beklagten herleiten. Per Senat hat hierzu , 
schon in seinem ersten Urteil in dieser Sache vom 11. Novem­
ber 1958 - VI ZR 227/57 - Stellung genommen und ausgeführt, 
daß von einem Akt reiner Willkür, wie er allein der Nach­
prüfung durch das ordentliche Gericht unterliegen könnte, 
keine Rede sein kann. Basselbe gilt von der voraufgegangenen
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Entscheidung des Kurators, Dr. mit Rücksicht auf
den erlittenen Dienstunfall zunächst nicht aus dem Assi­
stentenverhältnis zu entlassen. Diese nur vorbereitende 
Maßnahme wird von der Zustimmung des Kultusministers zur 
Versetzung in den Ruhestand, die am 27. Juli 1954 aufgrund 
der vorgelegten Personalakten (dort Bl. 120) erteilt wor­
den ist, mit umfaßt. Im übrigen ist auf die Gründe des 
vorgenannten Urteils zu verweisen, denen sich das Beru­
fungsgericht nunmehr angeschlossen hat und von denen abzu­
gehen kein Anlaß besteht.

Großenteils unbegründet, im Ergebnis aber nicht der 
Entscheidung bedürftig sind ferner die Rügen, die sich 
auf die Entwicklung der wirtschaftlichen Verhältnisse Dr. 
D f l H V  beziehen. Die Feststellung des Berufungsgerichts, 
es sei für die Zukunft stets eine nachteilige Einkommens­
differenz zu erwarten, mag Bedenken begegnotr?, Ihrer be­
durfte es indessen mit solcher Bestimmtheit nicht. Die Re- 
vision wie das Oberlandesgericht übersehen, daß die Fest­
stellung der Pflicht zum Ersatz künftiger ünfallschäden 
schon dann gerechtfertigt ist, wenn mit der Möglichkeit 
solcher Schäden nicht nur ganz entfernt gerechnet werden 
muß (st. Rspr.; vgl. Wieczorek § 256 ZPO Anm. C II b 1). 
Mehr als eine solche Feststellung ist vorliegend nicht er­
folgt; sie geht entsprechend der Matur des übergegangenen 
Anspruchs dahin, daß die Beklagten dem klagenden 
seine Versorgungsleistungen nicht etwa schlechthin, sondern 
nur insoweit zu ersetzen haben, als das Einkommen Dr. Dii-

Uber den 1. Januar 1958 hinaus durch Unfallfolgen ge­
schmälert wird. Ob eine solche Schmälerung wirklich ein- 
tritt, und auf Grund welcher tatsächlichen Entwicklung 
sie dann zu berechnen ist, konnte bei der Bejahung des 
Feststellungsinteresses dahingestellt bleiben. Es hätte 
die Darlegung ausgereicht, daß nach Art, Umfang und Dauer 
der körperlichen Schädigung die Möglichkeit nicht fern
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liege, Dr. D 0 B P  werde durch sie auch künftig in der 
vollen Wahrnehmung der Erwerbsgelegenheiten seines Be­
rufes beeinträchtigt werden» Eine solche Behinderung 
kann bei jeder Form seiner Berufsausübung denkbar sein; 
sei es auch nur in der Weise, daß der Geschädigte in­
folge seiner Verletzung auf sich bietende Gelegenheiten 
zusätzlichen Erwerbs verzichten muß. Deshalb war dem kla­
genden die Darlegung nicht verwehrt, es müsse mit
der Möglichkeit von Verdienstausfällen gerechnet werden, 
gleichviel ob Dr» die Laufbahn eines Hochschul­
lehrers einschlagen oder sich als Facharzt niederlassen 
werde (so schon im Schriftsatz vom 25- März 1959)- Ergab 
sich dann im Laufe des Rechtsstreits, daß nur die zweite 
Alternative in Betracht kam, so bedeutete es weder eine 
Änderung der Klagegrundlage noch einen neuen fatsachen- 
vortrag, wenn das klagende sich dem anpasste. Näher
auf den Streit um bereits eingetretene Einkommensverluste 
einzugehen, erübrigt sich indessen auch datfußi** weil die 
folgenden Rügen der Revision durchgreifen.

III.

Während die Haftung für den künftigen Unfallschaden 
dem Grunde nach festgestellt werden kann, auch wenn der 
Eintritt eines solchen Schadens noch nicht zur Gewißheit 
feststeht, muß andererseits erwiesen sein, daß die unfall 
bedingte, körperliche Behinderung in die Zukunft reicht. 
Der Schädiger darf mit der Feststellung nicht belastet 
werden im Hinblick darauf, daß er sich bei künftiger In­
anspruchnahme immer noch damit entlasten kann, die Unfall 
folgen seien behoben. Das verkennt das Berufungsgericht 
zwar im Grundsatz nicht. Es hat jedoch, wie die Revision 
zu Recht rügt, die Feststellung der andauernden Körperbe­
hinderung auf unzureichender Grundlage getroffen.
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Der Tatrichter schöpft seine Überzeugung aus der 
Art der erlittenen Verletzungen, der Bekundung Dr. D ® -  

daß er durch sie an der Vornahme größerer Augen­
operationen gehindert sei, und dem Gutachten von Prof. 
Sch^P* das dieser im Vorprozess Br. gegen die
Beklagten unter dem 19. Juni 1955 erstattet hat. Diese 
Beweisumstände reichen auch in ihrer Verbindung nicht 
aus, die von der Revision angegriffene Würdigung zu er­
möglichen.

Die UnfallVerletzungen waren nicht solcher Art, daß 
ihre Portwirkung zutage läge. Ihre Beurteilung hatte, wie 
die im Vorprozess erstatteten Gutachten zeigen, selbst 
Fachärzten beträchtliche Schwierigkeiten bereitet, und 
dies für Zeiträume, die noch wesentlich näher dem Un­
fallzeitpunkt lagen. Das Berufungsgericht kennte deshalb 
nicht ohne eigene Sachkenntnis entscheiden, daß die am 
23. April 1953 erlittene Hirnkontusion sich mit dem re­
sultierenden Störungen Uber den 1. Januar 1958 hinaus aus­
wirkte. Ebenso wenig vermochte der Tatrichter zu beurtei­
len, ob die subjektiven Beschwerden, über die Dr. Dfl|9 
als Zeuge lediglich bekunden konnte, heute noch eine ob­
jektive Grundlage haben und auf die UnfallVerletzung zu- 
rückzuführen sind. Selbst ein medizinischer Gutachter hät­
te bei der Beantwortung der Frage in Rechnung stellen müs­
sen, daß Dr. X 4 H H K  am Ausgang des Rechtsstreits nicht un­
interessiert ist und daß schon im Vorprozess von ärztli­
cher Seite darauf aufmerksam gemacht worden war, daß die 
Möglichkeit einer psychischen Überlagerung der Beschwer­
den in Betracht zu ziehen sei. Die letzteren Bedenken 
konnten nicht auf Grund des von Prof. Sch^Bl im Jahre 1955 
erstatteten Gutachtens als für immer ausgeräumt angesehen 
werden. Der Sachverständige hat sich, der gestellten Prä­
ge gemäß, abschließend nur über den Zustand im Zeitpunkt



11

der Untersuchung geäußert, für die Zukunft dagegen aus- 
geführt, daß mit einer Besserung durchaus noch zu rech­
nen sei, und eine Nachuntersuchung schon im folgenden 
Jahre - 1956 - vorgeschlagen« Für ein Fortbestehen der 
Unfallschädigung über den 1. Janpar 1958 hinaus gibt 
das Gutachten mithin nichts her« Soweit schließlich 
auch Prof. in einem Satz bekundet hat, Br« Bfl^^
könne nicht operieren, ist nicht ersichtlich, worauf die­
se Meinung des Zeugen - der Professor der Augenheilkunde 
und mithin nicht Facharzt in dem hier erforderlichen Sin­
ne ist - beruht.

Bie Beklagten hatten bestritten, daß Br. B|BBP noch 
erwerbsbeschränkt sei, und um seine fachärztliche Begut­
achtung gebeten (Schriftsatz vom 50. Oktober 1959)- Bie- 
sem Antrag hätte das Berufungsgericht aus den dargelegten 
Gründen stattgeben müssen* In dem Mangel liegt ein Ver­
stoß gegen § 286 ZPO, der zur Aufhebung und Zurückverwei­
sung zwingt (vgl. Urteil des Senats vom 14* April 1954 
- VI ZK 41/53 - * ZU § 286 (E) ZPO Nr. 6)«

IV.

Zum gleichen Ergebnis führt eine weitere Rüge der Re­
vision. Bie Barlegungen des Berufungsgerichts zur Unzuläs­
sigkeit der Verjährungseinrede sind, wie sie zutreffend be­
anstandet, nicht frei von Rechtsirrtum«

Eine Partei, die einen verjährten Anspruch zunächst 
- sei es auch über längere Zeit hinweg - mit sachlichen 
Gründen bekämpft und sich dann erst auf die Verjährung 
beruft, setzt sich damit entgegen der Ansicht des Beru­
fungsgerichts noch nicht unstatthaft in Widerspruch zu 
ihrem bisherigen Verhalten, Sie kann ein Interesse daran
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haben, den Anspruch möglichst durch eine sachlich-recht­
liche Verteidigung zu Pall zu bringen und erst, wenn ihr 
dies zu unsicher oder wegen zunehmender Höhe der Forde­
rung zu gefährlich erscheint, den Rechtsstreit mit der 
Verjährungseinrede zu ihren Gunsten zu beenden. Es gibt
- von Kostennachteilen abgesehen - keinen Rechtssatz,
der eine solche Prozeßführung schlechthin verbietet. Ins­
besondere hat der Gegner keinen Anspruch darauf, daß ihm 
die Besserstellung;, die zunächst durch das Ausbleiben der 
Verjährungseinrede eingetreten war, gewahrt bleibe. Der 
Arglisteinwand, wie ihn die Rechtsprechung gegenüber der 
Verjährungseinrede gewährt, schützt ihn vielmehr nur vor 
einer ungerechtfertigten Verschlechterung seiner Aus­
gangslage, nämlich gegen Nachteile daraus, daß er es zum 
Ablauf der Verjährungsfrist hat kommen lassen, weil er 
sich berechtigt darauf verlassen hat, die andere Partei 
werde hieraus nichts zu ihren Gunsten herleiten. Wie es 
der Senat in seinem Urteil vom 21. Dezember 1955 (VI ZR 
232/54 = IM § 242 (Cb) BGB Nr. 2) ausgesprochen hat, kann 
sich der durch unerlaubte Handlung Geschädigte gegenüber 
der Verjährungseinrede des Schädigers dann auf unzulässi­
ge Rechtsausübung berufen, wenn er nach dem Verhalten des 
Schädigers oder des ihn vertretenden Haftpflichtversiche­
rers der Auffassung sein durfte, seine Ansprüche würden 
befriedigt oder jedenfalls nur mit sachlichen Einwendun­
gen bekämpft werden, und er deshalb von einer gerichtli­
chen Geltendmachung vor Ablauf der Verjährung abgesehen 
hat. (Vgl. ferner BGH Urt. vom 27. November 1958 - II ZR 
90/57 - = LM § 12 VVG Nr. 6 und vom 27* Januar 1959
- VIUZR 106/58 - * LM § 242 (Cb) BGB Nr. 4).

Daß .das Berufungsgericht diesen Grundsatz verkannt 
hat, ergibt sich schon daraus, daß es den genauen Zeit­
punkt des Verjährungseintritts ausdrücklich dahinstehen 
läßt; es begnügt sich mit der Feststellung, daß die Ver-
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Währung jedenfalls vollendet gewesen sei, als die Beklag­
ten sich im Prozeß auf sie beriefen. Wach dem Gesagtenkam 
es auf den Zeitpunkt aber auch deshalb an, weil nur ein 
vorher liegendes Verhalten der Beklagten oder ihres Haft­
pflichtversicherers geeignet sein könnte, den Einwand der 
unzulässigen Rechtsausübung zu begründen» Der Klärung hät­
te es um so mehr bedurft, als das Berufungsgericht aus­
drücklich feststellt, aus dem Schriftwechsel vor Beginn 
des Rechtsstreits und auch aus dem Fallenlassen der Ver­
jährungseinrede gegenüber der Teilklage habe das klagen­
de 1 ^ ^  noch nicht die Erwartung herleiten können, sein 
Anspruch werde künftig allein mit sachlichen Einwendungen 
bekämpft werden» Wenn, was zeitlich sehr wohl möglich ist, 
die Verjährung damals bereits eingetreten war, ehe also 
die Beklagten einen Grund zu der fraglichen Erwartung ge­
geben hatten, verblieb nach dem dargelegten Grundsatz für 
Erwägungen über einen späteren, in der Erhebung der Ver­
jährungseinrede liegenden Rechtsmißbrauch kein Raum.

Entsprechend seiner Ansicht, daß ein nachträglicher 
Übergang von der sachlichen Verteidigung zur Verjährungs­
einrede, v/enn er ohne ” Vorankündigung” erfolge, bereits 
mißbräuchlich sei, hat das Berufungsgericht es auch un­
terlassen, das tatsächliche Verhalten der Beklagten vor 
Verjährungseintritt im einzelnen festzustellen und zu wür­
digen. Der hinter den Beklagten stehende Haftpflichtver­
sicherer hat, dies ergeben die beigefügten Akten des Ku­
rators der Universität MüflHP hinreichend, ein deutli­
ches Interesse daran gezeigt, den Schaden möglichst im 
Verhandlungswege zu regeln. Sollte er in diesem Bestre­
ben, wenn auch unverschuldet, bei dem klagenden die
objektiv berechtigte Erwartung hervorgerufen haben, der 
mit einem Versuch der Klärung und Bereinigung der An­
sprüche zwangsläufig verbundene Zeitablauf werde im Palle
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des Scheiterns nicht zu seinem Nachteil geltend gemacht 
werden, so könnte allerdings die Berufung auf eine zwi­
schenzeitlich eingetretene Verjährung unzulässig sein.
Es erschiene dann auch denkbar, in der zunächst, sach­
lichrechtlichen Begründung der Widerklage eine Bestäti­
gung dafür zu finden, daß die Beklagten sich sogar des 
von ihnen hervorgerufenen Vertrauens bewußt waren und 
es ursprünglich rechtfertigen wollten. Voraussetzung 
einer solchen Beurteilung wäre aber immer die Feststel­
lung eines konkreten, vor Verjährungseintritt liegenden 
Verhaltens der Beklagten oder ihres Haftpflichtversiche­
rers, durch das die Überzeugung des klagenden I f l p  ob­
jektiv begründet und unterhalten worden wäre, es dürfe 
mit der gerichtlichen Geltendmachung auch des vorliegend 
eingeklagten Anspruchs ungefährdet durch den Ablauf der 
Verjährungsfristen zuwarten.

Dem Revisionsgericht ist es verwehrt, die hiernach 
erforderlichen, ergänzenden Feststellungen selbst zu tref­
fen. Ob der £auf der Verjährungsfrieten im Zeitpunkt des 
Unfalls begonnen hat, hängt davon ab, ob Dr. Diener so­
gleich die nach § 852 Abs. 1 BGB, § 14 Abs. 1 StVG min­
destens erforderliche Kenntnis erlangt hat; andernfalls 
kommt es auf die Kenntnis des klagenden 34HHK an (vgl. 
Urteile des Senats vom 11. November 1958 - VI ZR 231/57 - 
= VersR 1959, 34 und vom 17. November 1959 - VI ZR 207/58 
- NJW I960, 381 Nr. 3)« Soweit der Anspruch auf die Vor­
schriften des Straßenverkehrsgesetzes gestützt wird, 
bleibt ferner zu klären, ob und bis wann die Verjährung 
nach § 14 Abs. 2 StVG gehemmt gewesen ist. Schließlich 
muß es dem Tatrichter überlassen bleiben, das für die 
Zulässigkeit der Einrede maßgebliche Verhalten der Par­
teien vor Verjährungseintritt festzustellen, mag es sich 
auch teilweise schon aus den beigefügten Akten des Kura­
tors der Universität ergeben. Aus diesen Gründen



bedarf es ebenfalls der Aufhebung des Urteils und der Zu­
rückverweisung an das Berufungsgericht, das auch über die 
Kosten der Revision zu entscheiden haben wird.

Engels Br, Kleinewefers Dr, Bode

Heinrich Meyer Dr, Pfretzschner


